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Themen dieser Ausgabe:  

Lange Wartezeiten prägen seit 
Jahren die ambulante psychothe-
rapeutische Versorgung. Auf-
grund von falschen Ausgangszah-
len in der Bedarfsplanung für 
Psychotherapeuten fehlen vor 
allem Praxen in ländlichen Regi-
onen, zahlreichen Kleinstädten, 
den neuen Bundesländer insge-
samt und im Ruhrgebiet. Man-
gels kleinräumiger Planung gibt 
es aber auch in vielen Stadtteilen 
von Großstädten zu wenige Psy-
chotherapeuten.  

 
Auf den Wartelisten stehen 

sowohl Ratsuchende mit psychi-
schen Beschwerden, die noch 
nicht behandlungsbedürftig sind, 
als auch Patienten mit akuten 
oder schweren Erkrankungen. 
Alle warten bisher ähnlich lange 
auf ein erstes Gespräch mit ei-
nem Psychotherapeuten. Der 
Gesetzgeber hat dieses Problem 
erkannt und mit dem GKV-Ver-
sorgungsstärkungsgesetz (GKV-
VSG) Neuerungen beschlossen, 
die die Versorgung von Men-
schen mit psychischen Erkran-
kungen substanziell verbessern 
können.  

 
Psychotherapeutische  

Sprechstunde 
Durch eine psychotherapeuti-

sche Sprechstunde können Pati-
enten zukünftig früher als bisher 
erfahren, ob ihre psychischen 
Beschwerden eine Behandlung 
erfordern oder ob Angebote wie 
z. B. Selbsthilfegruppen und Be-
ratungsstellen ausreichen. Die 
Sprechstunde soll noch vor den 
probatorischen Sitzungen Ratsu-
chenden eine fachliche Beratung 
bieten und ihnen helfen, ein an-
gemessenes Versorgungsangebot 
zu finden.  

 
Die Sprechstunden bringen 

eine Entlastung für Patienten, die 
nicht psychisch krank sind. Sie 
werden zukünftig schneller wis-
sen, dass sie zwar psychisch be-
lastet, aber nicht behandlungsbe-
dürftig sind. Aber auch Entschei-
dungen über notwendige Be-
handlungen können schneller 
getroffen und die Dringlichkeit 
der Behandlung besser berück-
sichtigt werden. Akut schwer 
erkrankte Patienten können auf-
grund der psychotherapeutischen 
Sprechstunde schneller die erfor-
derliche stationäre Behandlung 
erhalten. Patienten, bei denen 
die Erwerbsfähigkeit bedroht ist, 
kann schneller eine medizinische 
Rehabilitation verordnet wer-
den. Patienten, die so schwer 
krank sind, dass sie alleine gar 

nicht in der Lage sind, eine am-
bulante Behandlung in Anspruch 
zu nehmen, können eine Sozio-
therapie erhalten. 

 
Befugniseinschränkungen  

aufgehoben 
Der Gesetzgeber hat eine Rei-

he von Befugniseinschränkungen 
von Psychotherapeuten aufgeho-
ben. Psychotherapeuten können 
zukünftig ins Krankenhaus ein-
weisen, den hierfür erforderli-
chen Krankentransport sowie 
Leistungen der medizinischen 
Rehabilitation sowie Soziothera-
pie verordnen. Hier ist nun die 
gemeinsame Selbstverwaltung 
gefordert, die Gesetzesänderun-
gen schnell und angemessen in 
den entsprechenden Richtlinien 
des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses (G-BA) umzusetzen.  

 
Hilfreich ist dabei, dass im 

GKV-VSG die Delegationsmög-
lichkeiten der Psychotherapeuten 
für behandlungsergänzende Maß-
nahmen gesetzlich geregelt wer-
den. Dadurch ist eine wichtige 
Voraussetzung geschaffen, dass 
auch in psychotherapeutischen 
Praxen verstärkt auf qualifiziertes 
Praxispersonal zurückgegriffen 
werden kann. Ferner sind zu-
künftig psychotherapeutische 
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Liebe Leserinnen und Leser, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
mit dem GKV-Versorgungsstärkungsgesetz eröffnet sich die Chance, die Versorgung psychisch kranker Menschen zu verbes-
sern. Nun hängt es vom Gemeinsamen Bundesausschuss ab, ob die vorgesehenen Verbesserungen die Patienten auch wirklich 
erreichen.  
 
Mit dem Krankenhaus-Strukturgesetz könnten Personalanforderungen für Psychiatrie und Psychosomatik verbindlich vorge-
schrieben und gleichzeitig ihre Finanzierung sichergestellt werden. Wird dies im laufenden Gesetzgebungsverfahren erreicht, 
wären auch das gute Nachrichten für psychisch kranke Menschen.  
 
Seit Mai 2015 ist der neue BPtK-Vorstand im Amt. An wichtigen und komplexen Aufgaben mangelt es nicht (siehe oben). Wir 
übernehmen den Staffelstab von einem ausgesprochen erfolgreichen Vorstand und hoffen, diese Arbeit ebenso erfolgreich fort-
setzen zu können. 
 
Herzlichst  
 
Ihr Dietrich Munz 
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chotherapeutische Versorgung 
verbessert werden.   

 
Jobsharing verbessert 

Weiterhin hat der Gesetzgeber 
den Vorschlag aufgegriffen, die 
viel zu enge Begrenzung bei Job-
sharing und Anstellung für psy-
chotherapeutische Praxen aufzu-
heben. Bisher durfte der Um-
fang einer neuen Gemeinschafts-
praxis nicht wesentlich höher 
sein als der Umfang der vorheri-
gen Einzelpraxis. Das GKV-VSG 
sieht vor, dass Praxen, die nicht 
den Fachgruppendurchschnitt 
erreichen, künftig durch Jobsha-
ring und Anstellung mehr Be-
handlungsstunden erbringen kön-
nen als eine psychotherapeutische 
Durchschnittspraxis. Die Ober-
grenze für Jobsharing und Anstel-
lung soll der G-BA festlegen. 

 
Praxisabbau bei über  

140 Prozent 
Im Widerspruch hierzu steht 

allerdings, dass mit dem GKV-
VSG weiterhin fast 4.300 psycho-
therapeutische Praxen vom Ab-
bau bedroht sind. Das Gesetz 
schreibt vor, dass zukünftig in 
Regionen mit einem Versor-
gungsgrad von über 140 Prozent, 
Praxen von Ärzten und Psycho-
therapeuten nicht mehr an Nach-
folger vergeben werden sollen. 
Angesichts der falsch kalkulierten 
Verhältniszahlen für Psychothera-
peuten hätte der Gesetzgeber  
diese Regelung für Psychothera-
peuten aussetzen sollen, bis der 
G-BA Ende 2016 die Verhältnis-
zahlen angepasst hat. 

Medizinische Versorgungszen-
tren zulässig, die auch unter al-
leiniger Leitung von Psychothe-
rapeuten geführt werden kön-
nen. Dies erweitert den Spiel-
raum, zukünftig differenzierte 
und komplexe psychotherapeu-
tische Versorgungsangebote zu 
gestalten.  

 
Wartezeiten bleiben 

Durch die Sprechstunde wer-
den allerdings die Probleme mit 
erheblichen Wartezeiten von 
Patienten, die psychisch krank 
und behandlungsbedürftig sind, 
nicht gelöst. Künftig beginnt für 

diese Patienten das Warten auf 
einen freien Behandlungsplatz 
nach der Sprechstunde. Termin-
servicestellen der Kassenärztli-
chen Vereinigungen sollen zwar 

künftig auch psychotherapeuti-
sche Behandlungsplätze vermit-
teln. Doch, wo keine freien 
Plätze sind, werden die Kassen-
ärztlichen Vereinigungen auch 
nichts vermitteln können.  

 
Auch vor diesem Hintergrund 

hat der Gesetzgeber den G-BA 
beauftragt, die Bedarfsplanung 
umfassend zu überarbeiten – und 
zwar bis Ende 2016, eine  durch-
aus sportliche Frist. Die Verhält-
niszahlen der Bedarfsplanung sol-
len angepasst und der Bedarf 
kleinräumiger geplant werden. 
Neben der demographischen Ent-

wicklung soll zukünftig auch die 
Sozial- und Morbiditätsstruktur 
einbezogen werden. Dabei soll 
laut Gesetzestext insbesondere 
die Bedarfsplanung für die psy-

Neuer Vorstand der Bundespsychotherapeutenkammer 

Dr. Dietrich Munz 

Präsident 

Dr. Nikolaus Melcop 

Vizepräsident 

Peter Lehndorfer 

Vizepräsident 

Dr. Andrea Benecke 

Beisitzerin 

Wolfgang Schreck 

Beisitzer 

Quelle: Daten der KBV, 2014, eigene Berechnungen der BPtK 

Abbildung 1: Psychotherapeutische Niederlassungen über einem Versorgungsgrad von 140 Prozent -  Kassenärztli-
che Vereinigungen 
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BPtK-Dialog Psychotherapie ausreichend verfügbar machen 
Interview mit BPtK-Präsident Dr. Dietrich Munz 

 

Was ist Ihnen in den nächsten 
vier Jahren besonders wichtig? 

Generell wünsche ich mir ei-
nen intensiven, offenen Diskurs 
der Profession, der zu tragfähi-
gen Kompromissen führt. Insbe-
sondere bei der Reform der Psy-
chotherapeutenausbildung ist es 
wichtig, dass wir unsere unter-
schiedlichen Sichtweisen und In-
teressen intern miteinander be-
sprechen und zu Positionen kom-
men, die wir dann auch gemein-
sam nach außen vertreten. Das 
müssen Kompromisse sein, mit 
denen wir politisch handlungsfä-
hig werden und die umsetzbar 
sind. Mein Ziel ist es, dass bei 
der Reform der Psychotherapeu-
tenausbildung die BPtK und die 
Landespsychotherapeutenkam-
mern zentrale Ansprechpartner 
für die Gesundheits- und Wis-
senschaftspolitik auf Bundes- und 
Landesebene werden. Dann kann 
es auch gelingen, noch in dieser 
Legislaturperiode eine Reform 
der Ausbildung zu erreichen.  

 
Was soll sich für psychisch 

kranke Menschen verbessern? 
Dank der Psychotherapiefor-

schung in den vergangenen Jahr-
zehnten wissen wir, dass für na-
hezu alle Patienten mit psychi-
schen Erkrankungen Psychothe-
rapie allein oder in Kombination 
mit Pharmakotherapie das Mittel 
der Wahl ist. Nur ist diese Er-
kenntnis noch nicht im Versor-
gungsalltag angekommen. Für 
psychisch kranke Versicherte 
wird heute vielfach noch keine 
genauso gute und schnelle Ver-
sorgung sichergestellt, wie dies 
für körperlich Erkrankte der Fall 
ist.  

 
An welche Hürden denken 

Sie? 
Manche Vertreter der Kran-

kenkassen, aber gelegentlich lei-
der auch einzelne ärztliche Kolle-
gen unterstellen, dass Menschen 
eine psychotherapeutische Be-
handlung in Anspruch nehmen, 
die gar nicht richtig krank sind. 
Damit wird gleichzeitig behaup-
tet, dass Psychotherapeuten Pati-

enten behandeln, die dies gar 
nicht benötigen. Das halte ich 
angesichts der langen Wartelis-
ten und der Not der Patienten, 
die jeder Psychotherapeut tagtäg-
lich erlebt, für eine abstruse Ver-
zerrung der Realität. Damit wird 
aber auch noch eine weitere 
These befördert, nämlich dass 
nur schwer psychisch kranke 
Menschen einen Anspruch auf 
Versorgung haben. Patienten mit 
leichteren psychischen Erkran-
kungen könnten dagegen mona-
telang auf eine Behandlung war-
ten oder sollten sich überlegen, 
ob sie überhaupt eine Therapie 
benötigen. Mit solchen Thesen 
trägt man zur Stigmatisierung 
psychisch kranker Menschen bei. 
Bei einem Grippepatienten wird 
auch nicht behauptet, er nähme 
einem herzkranken Patienten die 
Zeit beim Arzt weg.  

 
Es gibt aber durchaus Kran-

kenkassen, die die Notwendig-
keit sehen, ihren Versicherten 
über psychotherapeutische 
Sprechstunden einen einfachen 
und schnellen Zugang zu einer 
fachlichen Beratung zu ermögli-
chen. Auch ein Versicherter, der 
psychische Beschwerden hat, 
sollte möglichst rasch wissen, ob 
er krank ist oder nicht, ob er ei-
ne Behandlung benötigt oder an-
dere Hilfen ausreichen. Wer 
krank ist, sollte aber eine leitlini-
engerechte und das ist in aller 
Regel eine psychotherapeutische 
Versorgung angeboten bekom-
men, auf die er nicht mehr mo-
natelang warten muss. Monate-
lange Wartezeiten führen dazu, 
dass aus einer ersten depressiven 
Episode eine wiederkehrende 
und chronische Depression wird. 
Dieses Risiko steigt enorm mit 
jeder nicht behandelten depressi-
ven Phase. Jeder, der sich mit 
psychischen Erkrankungen aus-
kennt, weiß das auch. 

 
Wie lässt sich die Versorgung 

schwer psychisch Kranker ver-
bessern?  

Kommen schwer psychisch 
kranke Patienten ins Kranken-

haus, dann erleben sie häufig eine 
psychotherapeutische Unterver-
sorgung. Wir brauchen dringend 
mehr Psychotherapeuten im stati-
onären Bereich. Wie ernst es den 
Kassen mit einer evidenzbasier-
ten Versorgung ist, lässt sich auch 
daran messen, wie groß ihre Be-
reitschaft ist, in den Kliniken zu-
sätzliche Psychotherapeuten zu 
finanzieren.  

 
Im ambulanten Bereich sollten 

multiprofessionelle Versor-
gungsangebote als flächende-
ckende Angebote geschaffen 
werden, sodass viele dieser Pati-
enten möglichst gar nicht ins 
Krankenhaus eingewiesen wer-
den müssen. Hier ist es von 
zentraler Bedeutung, dass es zu 
Versorgungsangeboten kommt, 
in denen Ärzte, Psychothera-
peuten, Pflegedienste und Sozi-
otherapeuten auf Augenhöhe 
zusammen arbeiten und in de-
nen die notwendigen Koordina-
tionsaufgaben auch mit dem sta-
tionären Bereich von den Kassen 
finanziert werden.  

 
Auch Psychotherapeuten müs-

sen sich allerdings verändern? 
Davon gehe ich aus. Allein das 

Angebot psychotherapeutischer 
Sprechstunden, aber auch die 
Befugnis ins Krankenhaus einzu-
weisen, Krankentransporte oder 
Soziotherapie zu verordnen, 
wird Veränderungen für die nie-
dergelassenen Kolleginnen und 
Kollegen mit sich bringen. Glei-
ches gilt für den stationären Be-
reich. Deshalb sollten im ambu-
lanten wie im stationären Be-
reich psychotherapeutische Leis-
tungen endlich angemessen ho-
noriert werden. Psychothera-
peuten sollten auch die neuen 
Chancen nutzen, psychothera-
peutische MVZ zu gründen und 
zu leiten, Gemeinschaftspraxen 
zu bilden und darüber differen-
ziertere und komplexere ambu-
lante Versorgungsangebote zu 
realisieren. Für Psychotherapeu-
ten im stationären Bereich sollte 
die Übernahme von Leitungs-
funktionen möglich werden.  

Dr. Dietrich Munz 

Präsident der  
Bundespsychotherapeuten-

kammer (BPtK) 
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verpflichtet, psychisch kranke 
Menschen aus einem festgelegten 
Einzugsgebiet stationär aufzuneh-
men, wenn sich diese bei psychi-
schen Krisen an sie wenden. 
Hierdurch entstehen den Kran-
kenhäusern in Abhängigkeit von 
der Einwohner- und Sozialstruk-
tur unterschiedlich hohe struktu-
relle Vorhaltekosten, für z. B. 
den ärztlichen Bereitschaftsdienst, 
pflegerische Nachtwachen und 
die Anzahl der Intensivbehand-
lungsplätze. So hat beispielsweise 
ein Krankenhaus in einem städti-
schen Einzugsgebiet mit schwa-
cher Sozialstruktur und einer 
erhöhten Prävalenz von Suchter-
krankungen andere Bereitschafts-
kosten als ein Krankenhaus mit 
einem wohlhabenden städtischen 
oder einem ländlichen Versor-
gungsgebiet.   

  
Mit dem KHSG sollten deshalb 

Zuschläge für die Wahrnehmung 
der regionalen Versorgungsver-
pflichtung der psychiatrischen 
Einrichtungen eingeführt wer-
den. Das KHSG sieht bereits vor, 
den G-BA damit zu beauftragen, 
bundeseinheitliche Stufen der 
Notfallversorgung zu entwickeln. 
Für diese sollen jeweils unter-
schiedlich hohe Zuschläge ge-
währt werden. Eine solche Rege-
lung sollte aus Sicht der BPtK um 
Stufen der regionalen Versor-
gungsverpflichtung von psychiat-
rischen Einrichtungen erweitert 
werden.  

  
Qualitätsberichte ergänzen 

Eine weitere Neuerung des 
KHSG ist, dass die strukturierten 
Qualitätsberichte der Kranken-
häuser um besonders patientenre-
levante Informationen ergänzt 
werden sollen. Relevante Patien-
teninformationen für körperlich 
und psychisch kranke Menschen 
unterscheiden sich jedoch grund-
sätzlich. Während hygienebezo-
gene Informationen in somati-
schen Krankenhäusern aufgrund 
der Gefahr von nosokomialer 
Infektionen besonders relevant 
sind, ist dieses Risiko in psychiat-
rischen und psychosomatischen 

Die Bundesregierung plant mit 
dem Krankenhaus-Strukturgesetz 
(KHSG), das am 2. Juli 2015 die 
1. Lesung im Bundestag hatte, 
wesentliche Reformen, die auch 
für psychiatrische und psychoso-
matische Einrichtungen gelten. 
Aus Sicht der BPtK bietet das 
Gesetz die Chance, die Versor-
gungsqualität in Krankenhäusern 
für psychisch kranke Menschen 
zu verbessern. 

  
Mit der Einführung eines pau-

schalierenden Entgeltsystems für 
Psychiatrie und Psychosomatik 
(PEPP) und dem Auslaufen der 
Psychiatrie-Personalverordnung 
(Psych-PV) stehen grundlegende 
Veränderungen bevor. Damit 
diese zur dringend notwendigen 
Verbesserung der Versorgungs-
qualität führen, sind ergänzende 
gesetzliche Regelungen notwen-
dig. Das KHSG bietet eine gute 
Möglichkeit, diese zu verankern.  

  
Verbindliche Personalstandards  
Die Qualität in psychiatrischen 

und psychosomatischen Kliniken 

hängt ganz entscheidend von 
einer angemessenen Personalaus-
stattung ab, die eine leitlinienge-
rechte Behandlung ermöglicht. 
Bisher gibt die Psych-PV Anhalts-
zahlen für die personelle Ausstat-
tung der Kliniken vor. Diese 
Anhaltszahlen sind einerseits 
veraltet, andererseits gibt es kei-
ne Transparenz inwieweit die 
Kliniken die Personalanforderun-
gen umsetzen können. Mit der 
Einführung des PEPP soll die 
Psych-PV durch vom G-BA fest-
gelegte Mindestanforderungen an 
die Personalausstattung abgelöst 
werden (siehe § 136a Absatz 2 
SGB V). Aktuell sind die Perso-
nalanforderungen aber nur als 
Empfehlungen gedacht und für 
die Einrichtungen der Psychiatrie 
und Psychosomatik nicht ver-
bindlich. Mit dem KHSG sollte 
klargestellt werden, dass die 
Personalanforderungen verbind-
lich sind. 

  
Durch die Umsetzung von 

verbindlichen Personalstandards 
entstehen den Kliniken jedoch 
Kosten, die nicht durch die neu-
en Entgelte abgedeckt sind. Das 
KHSG sieht bereits Regelungen 
vor, dass zukünftig für Mehrkos-
ten, die durch Beschlüsse oder 
Richtlinien des G-BA entstehen, 
krankenhausindividuelle Zuschlä-
ge vereinbart werden können. 
Mit dem KHSG könnte also die 
in sich schlüssige Regelung ge-
troffen werden, dass die Anfor-
derungen an die Personalausstat-
tung verbindlich sind und es den 
Krankenhäusern möglich ist, 
diese Personalanforderungen um-
zusetzen, da die Kassen verpflich-
tet sind, dies zu finanzieren.  

  
Zuschläge für regionale  

Versorgungsverpflichtung  
Darüber hinaus sollten im 

KHSG bundeseinheitliche Rege-
lungen eingeführt werden, um 
die regionalen Versorgungsver-
pflichtungen von psychiatrischen 
Kliniken zu finanzieren. Im Ge-
gensatz zu somatischen Kranken-
häusern sind nahezu alle psychiat-
rischen Krankenhäuser gesetzlich 

Versorgungsqualität in Psychiatrie und Psychosomatik sichern 
Krankenhausreform 2015 für Verbesserungen nutzen 

BPtK-Fokus 

Gesetzentwurf zur  

Vorratsdatenspeicherung 
 

Am 12. Juni 2015 war die erste Lesung des Gesetzentwurfs 

zur Vorratsdatenspeicherung (BT-Drs. 18/5088). Die Verbände 

wurden entgegen der sonst üblichen Praxis nicht zur Stellung-

nahme aufgefordert. Einigen Verbänden wurde der Gesetzent-

wurf lediglich zur Kenntnisnahme übersandt. Die besonders 

betroffenen Heilberufekammern wurden nicht informiert. 

 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass Verkehrsdaten für zehn Wo-

chen, Standortdaten für vier Wochen beim Telefonanbieter 

gespeichert werden. Er nimmt von diesen Speicherpflichten 

explizit die Notfallseelsorge aus – mit der Begründung, dass 

sich an die Notfallseelsorger „Menschen in großer seelischer 

Not wenden“. Diese Erkenntnis, konsequent angewendet, 

muss heißen, dass Psychotherapeuten und ihre Kontaktdaten 

insgesamt von der Speicherpflicht ausgenommen werden.  

 

Die BPtK plant, sich einer Initiative der Bundesrechtsanwalts-

kammer anzuschließen und außerdem eine gemeinsame Initia-

tive der Heilberufekammern 

gegen diesen Gesetzentwurf 

zur Vorratsdatenspeicherung 

zu initiieren.  
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Krankenhäusern eher gering. 
Hingegen sind dort Informatio-
nen zum Umgang mit Behand-
lungsvereinbarungen oder die 
Häufigkeit von Zwangsmaßnah-
men für Patienten überaus wich-
tig. Deshalb sollten auch Sicht 
der BPtK die Vorgaben an die 
strukturierten Qualitätsberichte 
um Informationen für psychisch 
kranke Menschen spezifiziert 
werden. 

  
Keine Kontrollen  
und Sanktionen  

Mit der Einführung von Fall-
pauschalen (DRG) zur Finanzie-
rung von somatischen Kranken-
häusern ist es zu Qualitätsverlus-
ten durch Mengenausweitungen, 
Risikoselektion und Personalab-
bau insbesondere in der Pflege 
gekommen. Der Gesetzgeber 
plant, solchen Qualitätsverlusten 
durch die Einführung umfangrei-
cher Qualitätssicherungsmaßnah-
men gegenzusteuern. Qualitätssi-
cherung ist zur Erhaltung und 
Erhöhung der stationären Ver-
sorgungsqualität sicherlich not-
wendig und unverzichtbar, auch 
im Bereich der stationären Ver-
sorgung psychisch kranker Men-
schen. Die Einführung einer 100-
prozentigen Dokumentations-
pflicht und eine Erweiterung der 
Kontrollmöglichkeiten durch 
den Medizinischen Dienst der 
Krankenkassen sind jedoch nicht 
zielführend. Auch die Einführung 
von Abschlägen und Sanktionen 
sind letztlich nicht geeignet, 
Verbesserungen zu erreichen. 
Qualität lässt sich weit besser 
durch eine kontinuierliche, syste-
matische Information über die 
Ergebnisse der Qualitätssiche-
rung fördern. Auf der Basis sol-
cher Rückmeldungen können die 
Beteiligten angemessene Wege 
finden, die Versorgung zu ver-
bessern. Ein solches System der 
Qualitätsförderung fußt auf Frei-
willigkeit und Selbstverpflich-
tung. Beides kann durch ein 
Übermaß an Kontrolle und Sank-
tionen gefährdet werden.  

  
Weiterentwicklung  

der Versorgung 
Um die Versorgung psychisch 

kranker Menschen – vor allem 
schwer psychisch kranker Men-

schen – weiterzuentwickeln, 
sind noch weitere über das 
KHSG hinausgehende Refor-
men notwendig. Psychisch 
kranke Menschen mit starken 
Funktionseinschränkungen 
oder chronischen Leiden, be-
nötigen setting- und sektoren-
übergreifende Versorgungsan-
gebote, wie sie sich in den letz-
ten Jahren z. B. im Rahmen 
von Regionalbudgets etabliert 

haben. Da diese Versorgungsan-
gebote in Abhängigkeit von der 
regionalen Versorgungstruktur 
zu gestalten sind, können sie 
nicht bundeseinheitlich geregelt 
werden. Die BPtK schlägt des-
halb vor zu prüfen, inwieweit 
das PEPP-System um diese 
krankenhausindividuelle Ange-
bote inklusive adäquater Finan-
zierungsregelungen zu ergänzen 
ist. 

Honorarsituation der Psychotherapeuten 
 

Die Honorare von Psychotherapeuten hinken seit Langem hinter den ärztlichen hinterher. 

Dabei gibt es ein vom Bundessozialgericht vorgeschriebenes und im Bewertungsausschuss 

in den Jahren vor 2009 angewandtes Verfahren mit dem die Vergütungen psychotherapeuti-

scher Leistungen fortlaufend überprüft werden sollen. Ziel ist es, eine Mindestvergütung für 

Psychotherapeuten sicherzustellen. Obwohl Psychotherapeuten dadurch nur ein Einkommen 

erzielen können, das weit unterhalb der durchschnittlichen ärztlichen Einkommen liegt, ist ihre 

Mindestvergütung seit dem 1. Januar 2009 nicht mehr angepasst worden.  

 

Diese Überprüfung sollte im Bewertungsausschuss, in dem der GKV-Spitzenverband und die 

Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) über die Weiterentwicklung der Vergütung verhan-

deln, eigentlich bis zum 30. Juni 2014 erfolgen. Aber seit einem Jahr ist nichts geschehen. 

Seit sechs Jahren warten Psychotherapeuten auf Honorarerhöhungen, die ihnen zustehen.  

 

Der entscheidende Grund dafür ist: Krankenkassen und Kassenärztliche Vereinigungen 

(KVen) haben nur bedingt ein Interesse daran, sich überhaupt zu einigen. Für die längst fälli-

gen Nachzahlungen für Psychotherapeuten müssen beide Seiten zahlen. 

 

Die KVen müssten für den Zeitraum 2009 bis 2012 aufkommen. Für diesen Zeitraum fiel die 

Vergütung psychotherapeutischer Leistungen unter die morbiditätsbedingte Gesamtvergü-

tung. Obwohl es immer klar war, dass die Honorare von Psychotherapeuten noch angepasst 

werden müssen und deshalb Nachzahlungen notwendig werden, haben die meisten KVen 

keine Rückstellungen gebildet. Dadurch haben sie nun erhebliche Finanzierungsprobleme.  

 

Seit 2013 erfolgt die Vergütung von Psychotherapeuten nicht mehr aus einem gemeinsamen 

Budget mit den Ärzten, sondern extrabudgetär. Sie geht seither also direkt zulasten der ge-

setzlichen Krankenversicherung. Der GKV-Spitzenverband hat daher zum einen ein Interesse 

daran, die Nachvergütungen so gering wie möglich zu halten. Zum anderen forderte er aber 

für die Jahre vor 2013, die morbiditätsorientierte Gesamtvergütung in Höhe der Nachzahlun-

gen an die Psychotherapeuten nochmals zu bereinigen, was wiederum zulasten ärztlicher 

Honorare ginge – mit langfristigen Auswirkungen.  

 

In der Konsequenz führt diese Gemengelage zu einer Blockade im Bewertungsausschuss. 

Ärzte und Kassen legen sich gegenseitig lahm und verweigern damit Psychotherapeuten 

angemessene Honorare. Dank einer Demonstration am 25. September 2014 in Berlin und 

Protesten anlässlich der KBV-Vertreterversammlung am 11. Mai 2015 in Frankfurt, der Vorla-

ge des Rechtsgutachtens eines renommierten Sozialrechtlers und Gesprächen sowie Schrei-

ben an die Aufsicht des Bewertungsausschusses – das Bundesministerium für Gesundheit – 

kommt nun Bewegung in den Verhandlungspoker.  

 

Der Bewertungsausschuss hat am 23. Juni 2015 den Erweiterten Bewertungsausschuss an-

gerufen, der einen unparteiischen Vorsitzenden hat: Prof. Dr. Jürgen Wasem. Er wird die 

Rechtslage im Auge behalten, die eindeutig ist: Psychothera-

peuten haben ein Anrecht auf eine angemessene Vergütung 

und damit auch auf Nachzahlungen. Der Erweiterte Bewer-

tungsausschuss tagt im August. 
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Gesetzentwurf zum Hospiz- und Palliativgesetz  
Schwerkranke und sterbende 

Menschen sollen nach den Zielen 
der Bundesregierung „die best-
mögliche menschliche Zuwen-
dung, Versorgung, Pflege und 
Betreuung erhalten“. Nach dem 
Gesetzentwurf sollen deshalb 
verbesserte und umfassende Fi-
nanzierungs- und Rahmenbedin-
gungen geschaffen werden, um 
ein flächendeckendes Angebot an 
Hospiz- und Palliativeinrichtun-
gen zu verwirklichen.  

 
Psychische Erkrankungen wer-

den in Palliativ- oder Hospizein-
richtungen sehr häufig nicht er-
kannt (bis zu 50 Prozent) oder 
nicht ausreichend und angemes-
sen behandelt (35 Prozent). Die 
Patienten scheuen es häufig, ihre 
emotionale und psychische Belas-
tung von sich aus anzusprechen. 
Beim flächendeckenden Auf- und 
Ausbau der Hospiz- und Pallia-
tivversorgung muss deshalb aus 
Sicht der BPtK die unzureichen-
de psychotherapeutische Versor-

gung von Menschen an ihrem 
Lebensende dringend verbessert 
werden.  

 
Bis zu einem Drittel der Pati-

enten in Palliativ- und Hospizein-
richtungen leidet unter einer 
behandlungsbedürftigen affekti-
ven Störung. Zudem treten bei 
schwerkranken und sterbenden 
Patienten häufig kognitive Stö-
rungen auf. Die Schätzungen 
hierfür liegen zwischen 25 und 
85 Prozent. Die Überlappung 
von körperlichen und psychi-
schen Symptomen bei sterben-
den Patienten erschweren die 
Differenzialdiagnostik und Erfas-
sung des psychologischen Unter-
stützungsbedarfs. Psychothera-
peutischer oder fachärztlicher 
Sachverstand sollte deshalb re-
gelhaft in der Palliativversorgung 
aber auch in Pflegeeinrichtun-
gen, in denen viele Menschen 
die letzte Lebensphase verbrin-
gen, verfügbar sein. Neben ei-
ner Verbesserung der psycho-

therapeutischen Versorgung in 
Hospiz- und Palliativeinrichtun-
gen bietet das Gesetz die Chan-
ce, die psychotherapeutische 
Versorgung in stationären Pfle-
geheimen zu verbessern. 50 bis 
90 Prozent der Pflegeheimbe-
wohner leiden unter einer psy-
chischen Erkrankung, nur fünf 
bis 19 Prozent werden psycho-
therapeutisch behandelt. Des-
halb sollten die Heime dazu 
verpflichtet werden, Kooperati-
onsverträge mit den vertrags-
ärztlichen Leistungserbringern 
abzuschließen, um psychothera-
peutischen oder fachärztlichen 
Sachverstand regelhaft in Hei-
men verfügbar zu machen. 

 
Am 13. April 2015 fand im 

Bundesministerium für Gesund-
heit die Anhörung zum Referen-
tenentwurf statt. Am 29. April 
2015 beschloss das Bundeskabi-
nett den Gesetzentwurf und am 
17. Juni 2015 fand die erste Le-
sung im Bundestag statt. 

1. Lesung zum E-Health-Gesetz  
Seit dem 27. Mai 2015 liegt 

das E-Health-Gesetz als Kabi-
nettsentwurf vor, die erste Le-
sung im Bundestag fand am 3. 
Juli 2015 statt. Das Bundesge-
sundheitsministerium treibt da-
mit die Entwicklung einer digita-
len Vernetzung des deutschen 
Gesundheitssystems sowie der 
elektronischen Gesundheitskarte 
(eGK) weiter voran. Es kann 
dabei auf die Unterstützung zent-
raler Organisationen des Ge-
sundheitssystems bauen, da die 
meisten positive Ansätze im E-
Health-Gesetz sehen, weil es 
eine sichere elektronische Kom-
munikation im Gesundheitswe-
sen fördere und Neuerungen wie 
z. B. der Medikationsplan und 
der Notfalldatensatz im Interesse 
der Patienten liegen. Das infor-
mationelle Selbstbestimmungs-
recht der Patienten bleibe dabei 
gewahrt, da der Patient entschei-
de, ob ein Datensatz erstellt 
werde. 

 
Für psychisch kranke Men-

schen kann dies jedoch zu einer 

kritischen Frage werden. Sind 
Diagnose- und Medikamenten-
listen wie im Notfalldatensatz 
erst einmal angelegt, könnte 
die Vorlage dieser Gesund-
heitsdaten Voraussetzung wer-
den, um z. B. eine private 
Krankenversicherung oder eine 
private Berufsunfähigkeitsversi-
cherung abzuschließen. Ähnli-
ches gilt für den Medikations-
plan. Begehrlichkeiten von 
Seiten der Arbeitgeber sind 
nicht auszuschließen. Notfall-
datensatz oder Medikationsplan 
könnten zu einem Vehikel der 
Diskriminierung psychisch 
kranker Menschen werden. 
Deshalb sollte aus Sicht der 
BPtK der Notfalldatensatz auf 
das Notwendigste beschränkt 
und der Patient verpflichtend 
aufgeklärt werden, auch hin-
sichtlich des Risikos einer Dis-
kriminierung.  

 
Das E-Health-Gesetz setzt 

erstmalig auch Fristen und 
droht mit Sanktionen. Die Prü-
fung der Versichertenstammda-

ten in den Praxen wird gesetzli-
che Pflicht. Kommt ein Arzt 
oder Psychotherapeut dieser 
Pflicht nicht nach, soll die Ver-
gütung seiner vertragsärztlichen 
Leistungen ab Juli 2018 pau-
schal um ein Prozent gekürzt 
werden. Die BPtK lehnt solche 
Strafmechanismen ab. Die Ak-
tualisierung der Versicherten-
stammdaten verlegt eine admi-
nistrative Aufgabe der Kranken-
kasse in die Praxen der Leis-
tungserbringer, ohne dass der 
Patienten einen Nutzen davon 
hat.  

 
Die BPtK kritisiert außer-

dem, dass wesentliche, für die 
verkammerten Heilberufe ein-
schlägige Regelungen nach wie 
vor ausschließlich für Ärzte und 
Zahnärzte beschrieben und Psy-
chotherapeuten nicht benannt 
sind. Außerdem ist die BPtK als 
einzige der betroffenen Kam-
mern auf Bundesebene nicht als 
Gesellschafter der gematik, die 
die entsprechende digitale Infra-
struktur einführt, einbezogen.  
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Psychotherapeutischer Sachverstand für Prävention  
Die Chance, gesundheitsschä-

digendes Verhalten zu ändern 
und eine gesundheitsförderliche 
Lebensweise zu erreichen, ist 
von einer Reihe emotionaler, 
motivationaler und sozialer 
Faktoren abhängig. Die Präven-
tion von Diabetes mellitus Typ 
2 oder Adipositas bei Kindern 
und Jugendlichen beispielsweise 
erfordert schwierige Einstel-
lungs- und Verhaltensänderun-
gen, für die Psychotherapeuten 
über die fundierteste Expertise 
verfügen. Die BPtK begrüßt es 
daher ausdrücklich, dass Prä-
vention in Deutschland endlich 
eine breite gesetzliche Grundla-
ge bekommt und zukünftig 
psychotherapeutischer Sachver-
stand einzubeziehen ist, wenn 
Handlungsfelder und Kriterien 
für Leistungen zur primären 
Prävention festgelegt werden. 
Die BPtK hatte sich im Rahmen 
des Gesetzgebungsverfahrens 
dafür eingesetzt.  

Bei der psychischen Gesund-
heit greift das Gesetz aus Sicht 
der BPtK dennoch zu kurz. 
Obwohl psychische Erkrankun-
gen zu den Volkskrankheiten 
des 21. Jahrhunderts gehören, 
sollen Psychotherapeuten we-
der Gesundheitsuntersuchun-
gen durchführen noch Präven-
tionsempfehlungen ausstellen. 
Dabei arbeiten in Deutschland 
rund 40.000 Psychologische 
Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten sowie Kinder- 
und Jugendlichenpsychothera-
peutinnen und -psychothe-
rapeuten (KJP), die auf das 
Erkennen und Behandeln von 
psychischen Erkrankungen spe-
zialisiert sind. Hier wird ein 
großes Potenzial verschenkt, 
denn Prävention gehört zu den 
essenziellen Leistungen einer 
psychotherapeutischen Sprech-
stunde, wie sie mit dem GKV-
Versorgungsstärkungsgesetz 
eingeführt wird. 

Psychische Beschwerden sind 
nicht immer behandlungsbedürf-
tig. Stellt ein Psychotherapeut 
Symptome einer psychischen 
Überforderung fest, die zu einer 
psychischen Erkrankung führen 
kann, sollte er präventive Maß-
nahmen empfehlen können. Dies 
gilt auch für Früherkennungsun-
tersuchungen bei Kindern und 
Jugendlichen. Zeigen Kinder und 
Jugendliche Auffälligkeiten, soll-
ten diese in der Sprechstunde von 
KJP abgeklärt werden. Bei Risi-
ken für die psychische Gesund-
heit, die sich noch nicht zu be-
handlungsbedürftigen Erkrankun-
gen entwickelt haben, sollte der 
Psychotherapeut unmittelbar eine 
Präventionsempfehlung geben 
können.  

 
Am 18. Juni 2015 hat der 

Deutsche Bundestag das Gesetz 
zur Stärkung der Gesundheitsför-
derung und der Prävention ver-
abschiedet. 
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In den vergangenen Jahren 
haben immer wieder spektaku-
läre Fälle von Sorgerechtsent-
scheidungen, die auf fachlich 
indiskutablen Sachverständi-
gengutachten beruhen, für 
Aufsehen gesorgt. Dies hat 
rechtspolitischen Handlungsbe-
darf signalisiert, sodass der 
Koalitionsvertrag für die 18. 
Legislaturperiode vorsieht, die 
Qualität der Gutachten in fami-
liengerichtlichen Verfahren zu 
verbessern. Dazu laufen bereits 
Gespräche zwischen psychothe-
rapeutischen und juristischen 
Verbänden. 

 
Am 29. Mai 2015 hat das 

Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz 
einen Referentenentwurf vor-
gelegt, der das Sachverständi-
genrecht ändern und die Quali-
tät von Gutachten an Familien-
gerichten verbessern soll. Die 
Zivil- und Familiengerichte 
sollen verpflichtet werden, für 
die Erstellung eines Gutachtens 

Fristen zu setzen. Der bestellte 
Sachverständige soll prüfen, ob 
er die Fristen einhalten kann. 
Sobald er feststellt, dass dies 
nicht möglich ist, soll er das 
Gericht hierüber informieren. 
Das Gericht kann dann über 
eine Fristverlängerung oder die 
Entbindung des Sachverständi-
gen entscheiden. Wird die Frist 
nicht eingehalten, kann das 
Gericht wie bisher ein Ord-
nungsgeld gegen den Gutachter 
festsetzen, das zukünftig bis zu 
5.000 Euro betragen kann.  

 
Um die Qualität von Gutach-

ten in Kindschaftssachen zu 
verbessern, sieht das Gesetz 
vor, die Berufsqualifikation von 
Sachverständigen festzulegen. 
Das Gutachten soll durch einen 
Sachverständigen mit einer 
geeigneten psychologischen, 
psychotherapeutischen, psychi-
atrischen, medizinischen, päda-
gogischen oder sozialpädagogi-
schen Berufsqualifikation er-
stattet werden. Zudem ist die 

Auswahl durch das Gericht 
zwingend zu begründen. 

 
Die gesetzlichen Vorgaben zur 

Berufsqualifikation sind ein ers-
ter wichtiger Schritt zur Verbes-
serung der Qualität familienge-
richtlicher Gutachten. Es bleibt 
zu prüfen, ob sie nicht zu weit 
gefasst wurden. Aufgrund der 
Bedeutung eines Sachverständi-
gengutachtens im gerichtlichen 
Verfahren ist jedenfalls eine 
besondere Fachkunde notwen-
dig, die über die im Studium 
vermittelten Inhalte hinausgeht.  

 
Die Aufnahme von Berufsqua-

lifikationen in den Gesetzestext 
allein reicht daher nicht aus, die 
Qualität von Gutachten zu ver-
bessern. Der Ball liegt auch bei 
den Heilberufekammern, die für 
eine ausreichende Anzahl von 
qualifizierten Sachverständigen 
ihres Berufsstandes und Krite-
rien zur Begutachtung der Qua-
lität der Gutachten Sorge tra-
gen müssen. 

Referentenentwurf: Qualität von Gutachten an 
Familiengerichten 

BPtK-News vom 
22.04.2015 
www.bptk.de  



Prof. Dr. Stefan 
Klingberg, leitender 
Psychologe, Psychothe-
rapeut und Wissen-
schaftler an der psychi-
atrischen Universitäts-
klinik in Tübingen, hat 
d e n  D i o t i m a -
Ehrenpreis der deut-
schen Psychotherapeu-
tenschaft 2015 erhal-
ten. Die BPtK ehrt mit 
Prof. Klingberg einen 
Kollegen, der einen 
wesentlichen Beitrag 
für die Psychosenpsy-
chotherapie in Deutsch-
land geleistet und sich 
dabei sehr für eine 
Umsetzung neuer, evi-
denzbasierter Forschungsergebnisse in 
den Behandlungsalltag eingesetzt hat. 

 
„Die Angst vor Realitätsverlust ist mit 

ein Grund, warum schizophrene Psycho-
sen diejenigen psychischen Erkrankungen 
sind, die mit den meisten Vorurteilen 
belegt sind, durchaus auch von Seiten der 
Behandler“. Mit diesen Worten begrüßte 
BPtK-Präsident Prof. Dr. Rainer Richter 
die Gäste und die Parlamentarische 
Staatssekretärin Annette Widmann-Mauz 
zur 7. Diotima-Ehrenpreisverleihung 
Obwohl heute nachgewiesen sei, dass 
Psychotherapie in allen Phasen einer psy-
chotischen Erkrankung wirksam sei, ge-
höre Psychotherapie noch längst nicht 
zur Routinebehandlung bei Schizophre-
nie. Psychosen oder schizophrene Er-
krankungen zählten zu den schwersten 
psychischen Erkrankungen, da sie oft 
chronisch verliefen und das Leben sowie 
den Alltag der Erkrankten häufig stark 
beeinträchtigten.  

 
Prof. Dr. Dorothea von Haebler, Vor-

sitzende des Dachverbands Deutschspra-
chiger PsychosenPsychotherapie (DDPP) 
und Oberärztin an der Psychiatrischen 
Klinik der Charité, setzte mit ihrem 
Rückblick in die Geschichte der Psycho-
senbehandlung Prof. Klingbergs Ver-
dienste in ein besonderes Licht. Zu die-
ser Vergangenheit gehörten Behandlungs-
methoden wie die Lobotomie oder Elekt-

rokrampftherapie. 
Auch die großen 
Hoffnungen, die zu 
Beginn in Neurolep-
tika gesetzt wurden, 
hätten sich nicht er-
füllt. Obwohl Psy-
chopharmaka sehr 
hilfreich seien, um 
akute Symptome ein-
z u g r e n z e n  u n d 
manchmal auch um 
einen Kontakt zum 
Patienten zu ermögli-
chen, verblieben bei 
einem hohen Pro-
zentsatz der Erkrank-
ten doch erhebliche 
E ins chränk unge n, 
erläuterte Prof. von 

Haebler. Hier setze die psychotherapeu-
tische Behandlung an.  

 
In seiner Laudatio würdigte der BPtK-

Präsident den Preisträger als engagierten 
Forscher und Psychotherapeuten. Der 
diesjährige Diotima-Ehrenpreis solle 
auch der Psychosenpsychotherapie zu 
mehr Aufmerksamkeit verhelfen und län-
gerfristig auch zu einem steigenden Enga-
gement der Psychotherapeuten in diesem 
Versorgungsbereich führen. Prof. Kling-
berg habe Anfang der 1990er Jahre zu 
einer Zeit angefangen, sich mit dem The-
ma zu beschäftigen, als der Einsatz der 
atypischen Neuroleptika gerade auf dem 
Vormarsch war und man in der Psycho-
senbehandlung vor allem auf Medika-
mente setzte. Es sei Pionierarbeit gewe-
sen, sich zu dieser Zeit für die Erfor-
schung der psychotherapeutischen Be-
handlung dieser Erkrankung einzusetzen. 
Prof. Klingberg habe maßgeblichen An-
teil daran, dass die Psychosenpsychothe-
rapie heute evidenzbasiert sei. Dies sei 
eine zentrale Voraussetzung dafür, Psy-
chotherapie im Versorgungssystem ange-
messen zu verankern.  

 
In seinem eigenen Vortrag beschrieb 

Prof. Stefan Klingberg seine berufliche 
Laufbahn unter dem Blickwinkel 
„Psychotherapie bei Psychosen – gestern, 
heute und morgen“. Als er Anfang der 
1990er Jahre seine wissenschaftliche 

Laufbahn in einem Forschungsprojekt zur 
Rückfallprophylaxe bei Psychosen ange-
fangen habe, sei die Psychopharmakothe-
rapie die erste Therapieoption gewesen. 
Zudem wurde die Psychoedukation zwar 
evaluiert, war aber weit davon entfernt, 
zum Versorgungsalltag zu gehören. „Aus 
heutiger Sicht ist es kaum vorstellbar, 
dass die Information des Patienten über 
seine Erkrankung – also etwas im Prinzip 
völlig selbstverständliches – damals eine 
neue Errungenschaft war“, berichtete 
Prof. Klingberg. 

 
Damals sei man aber auch noch weit 

davon entfernt gewesen, dass Psychothe-
rapie auch bedeuten könne, mit dem Pati-
enten über den Wahn zu reden. Inzwi-
schen erstelle seine Arbeitsgruppe jedoch 
Lehrvideos für die Ausbildung in Psycho-
senpsychotherapie, in denen genau dies 
vorgeführt werde. Prof. Klingberg wies 
auch noch einmal auf die extreme psycho-
therapeutische Unterversorgung speziell 
von Psychosepatienten hin. Hier sei noch 
einiges an Arbeit zu erledigen. Er wün-
sche sich deshalb in zehn Jahren im 
„Psychotherapeutenjournal“ zu lesen: 
„Kammer fordert, nicht nur Psychosen 
psychotherapeutisch zu behandeln!“ 
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